
 

 

Marx - Basics 
 
2018 wird das Marx-

Jubiläumsjahr. Wir liefern 

Dir einen Überblick über 

seine Lehren. 

Cannabis          
freigeben? 
 
Sollte das Kiffen freigege-

ben werden oder nicht? 

Ein Pro und Contra. 
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Liebe Jusos,  
liebe Interessierte, 
 
mit diesem Heft haltet ihr nun die fünf-
te Ausgabe unseres Mitgliedermagazins 
in den Händen. Wir hoffen, dass wir 
interessante Themen für euch zusam-
mengestellt haben. Als Schwerpunkt 
haben wir dieses Mal die Verkehrspoli-
tik gewählt - ein Thema, auf dem die 
Jusos im Rhein-Sieg-Kreis zu den Mei-
nungsführern gehören. Auch im Hin-
blick auf die Kommunalwahlen 2020 
wird die Stärkung des öffentlichen Nah-
verkehrs eine zentrale Rolle spielen. 
 
Außerdem berichten wir aus unserer 
Arbeit im zurückliegenden Jahr. Das war 
sicherlich kein leichtes für die Sozialde-
mokratie. Im Gegenteil: Es war ein Kata-
strophenjahr für uns. In zwei Wahl-

kämpfen haben wir alles gegeben. Die 
Ergebnisse sind enttäuschend. Nun ist 
es an uns, die SPD zu erneuern und 
wieder mehrheitsfähig zu machen. Die 
SPD wird noch gebraucht; gerade in 
Zeiten wie diesen, wo Populisten viel zu 
starken Zulauf bekommen. Ein Neu-
start wird nur über eine Schärfung un-
seres Profils gelingen. Klare linke Ant-
worten auf Ausgrenzung, Unterdrü-
ckung, Krieg und Ungleichheit. Lasst 
uns nicht nur über organisatorische 
Fragen diskutieren, lasst uns über In-
halte streiten. Dafür werden wir Jusos 
gebraucht. Jung. Bunt. Links.  
 
Euer 
 
 
 
Mario Dahm 
Vorsitzender Jusos Rhein-Sieg 
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Um Bergbaugeschichte einmal live unter 
Tage zu erleben, machte sich eine Grup-
pe der Jusos Rhein-Sieg auf nach Reck-
linghausen. Dort betreibt der Steinkoh-
lekonzern RAG seit vielen Jahrzehnten 
ein Trainingsbergwerk, in dem auch inte-
ressierte Besucherinnen und Besucher 
einen Einblick in den historischen und 
modernen deutschen Steinkohleberg-
bau erhalten können. Nur 17 Meter  
unter der Halde des alten Bergwerkes 
entstand in einem im Zweiten Weltkrieg 
ausgehobenen Schutzstollen ein kom-
plettes Bergwerk auf rund 1,2 Kilome-
tern, das alle wichtigen Gerätschaften 
bereithält. Die Mitglieder der SPD-
Jugendorganisation folgten der unter-
haltsamen Führung eines erfahrenen 
Kumpels durch die Anlage und durften 
nahezu alle Maschinen unter Anleitung 

auch selbst ausprobieren. Ob es ein 
Bohrer zur Vorbereitung von Sprengun-
gen im Gestein, das Transportsystem 
„Katze“, die enge Personentransport-
bahn oder eine Fahrt mit dem 
„Grubenfahrrad“ war; alles vermittelte 
einen Eindruck von der harten Arbeit, 
die auch heute noch unter Tage betrie-
ben wird. Nach rund zwei Stunden Berg-
baugeschichte ging es dann wieder zu-
rück ans Tageslicht. 

Mit dem Auslaufen der Steinkohleförde-
rung in NRW endet auch der Ausbil-
dungs– und Weiterbildungsbetrieb in 
Recklinghausen. Die Jusos hoffen jeden-
falls, dass das Trainingsbergwerk dar-
über hinaus auch für die Nachwelt als 
Teil der Geschichte des Landes erhalten 
bleibt. 

Mit den Jusos unter Tage 
Besichtigung des Trainingsbergwerkes der RAG 
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Prekäre Beschäftigung ist ein 
Problem, das junge Leute nach 
Studium oder Ausbildung nicht 
selten betrifft. Um über gute 
Beschäftigungsbedingungen zu 
diskutieren, hatten die Jusos zu 
einer Podiumsdiskussion nach 
Lohmar eingeladen. Omer Sem-
mo, Jugendbildungsreferent des 
DGB, stellte einige Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt dar, wie un-
freiwillige Teilzeitbeschäftigung 
oder Befristungen. Besonders 
problematisch sei auch die Leih-
arbeit, wie Ümit Üç aus seiner 
Arbeit als Betriebsrat bei FedEx 
berichten konnte. Dies führe zu 
großer Unsicherheit bei den 

Beschäftigten und einer deutlich 
schlechteren Bezahlung. Der 
frühere Landtagsabgeordnete 
Dirk Schlömer (SPD) forderte 
strengere Regelungen auf Bun-
desebene, um den Missbrauch 
von Leiharbeit zu bekämpfen. 
Um jüngeren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern mehr 
Sicherheit zu geben und eine 
Familiengründung zu ermögli-
chen, müsse auch die sach-
grundlose Befristung abge-
schafft werden. Einig war sich 
die Runde auch, dass Auszubil-
dende mehr unterstützt werden 
müssten, z.B. mit einem landes-
weiten Azubiticket und einer 
Mindestausbildungsvergütung.  
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Das Thema Nahverkehr betrifft viele 
junge Menschen: Schüler*innen,  
Studierende, Auszubildende. Die 
Jusos sind seit vielen Jahren in      
diesem Themenfeld aktiv. 

6 Linie 66 zwischen Siegburg und Bonn 



 

 

Fast jede Partei hat Verkehrspoliti-
ker*innen, die betonen, wie wichtig der 
Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) 
ist. Als regelmäßiger Nutzer des ÖPNV 
denkt man sich da oft nur: Dafür läuft 
aber vieles ziemlich bescheiden. Gerade 
auf dem Land ist das Angebot dünn, in 
den städtischeren Gebieten sind Busse 
und Bahnen dafür oft überfüllt. Mit 
Platzangst lässt sich zur Hauptverkehrs-
zeit kaum mit der 66 nach Bonn oder 
der S12 nach Köln fahren; und das alles 
noch zu Fahrpreisen, die jedes Jahr wei-
ter steigen. Fast nichts ist so sicher, wie 
die jährliche Fahrpreiserhöhung für Bus 
und Bahn. Buslinien werden eingestellt, 
weil wenige Leute sie nutzen. Dadurch 
wird das Angebot unattraktiv, die Nach-
frage nimmt weiter ab. Ein Teufelskreis, 
wenn unterm Strich kein großer Verlust 
bei den Verkehrsverbünden stehen soll. 
Der Ausweg kann nur eine konsequente 
Verkehrswende sein. Nahverkehr darf 
nicht das verkehrspolitische Stiefkind im 
„Autofahrerland“ Deutschland sein. Mo-
bilität für alle – das geht nur mit einem 
gut ausgebauten und bezahlbaren Netz 
an Bussen und Bahnen, überall im Land.   
 
Das Thema Nahverkehr beschäftigt die 
Jusos im Rhein-Sieg-Kreis seit langem. 
So geht etwa die Abschaffung der 1. 
Klasse in den S-Bahnlinien 12/13/19 auf 
eine Initiative der Jusos zurück. Diese 
einfache Maßnahme, die rund 50 Sitz-
plätze pro Fahrt für alle mehr schafft, 
sollte auf alle S-Bahnen und Regional-
verkehrszüge ausgedehnt werden. Die 
1. Klasse braucht im Regionalverkehr 
niemand. NRW-weit setzen sich die 
Jusos für ein Azubi-Ticket ein, damit 
Auszubildende ähnlich gut und günstig 
mobil sein können, wie Studierende mit 

ihrem Semesterticket. Der Verkehrsver-
bund Rhein-Sieg (VRS) ist da auch auf 
Betreiben der SPD Vorreiter: Bereits im 
August wurde ein Azubi-Ticket einge-
führt, das für viele Auszubildende we-
sentlich preiswerter und flexibler ist als 
die bisherigen Ticketangebote. Es bleibt 
aber dabei, dass auch aus diesem Ticket 
ein landesweites Ticket werden muss. 
Auch das Pilotprojekt eines kosten-
freien WLAN-Zugangs in Bussen der 
linksrheinischen RVK haben die Jusos 
angestoßen. Leider setzte die schwarz-
grüne Kreistagskoalition das erfolgreiche 
Projekt nach der Testphase nicht fort. 
(Bisher) Nicht erfolgreich waren die 
Jusos mit ihrem Protest gegen die Be-
schränkung der Fahrradmitnahme bei 
den Semester- und Schüler-Tickets im 
VRS. Trotzdem bleibt es eine falsche 
Entscheidung, wenn man verschiedene 
Verkehrsträger (z.B. Fahrrad, Bahn und 
Bus) sinnvoll verknüpfen will. Schü-
ler*innen und Studierende, die ihr Rad 
in der Bahn mitnehmen wollen, müssen 
nun tagsüber extra in die meist ohnehin 
nicht so volle Tasche greifen.  
 
Neben diesen vielen Projekten bleibt 
eines zentral: Der Ausbau des ÖPNV. 
Auf gut genutzten Linien z.B. der 66, der 
S12/19 oder der RB23 kann den Kapazi-
tätsproblemen nur mit weiteren Taktver-
dichtungen begegnet werden, damit der 
ÖPNV eine attraktive Alternative zum 
Auto ist. Konkret: Damit es nicht mehr 
so voll in der 66 ist, muss sie öfter fah-
ren oder mehr Fahrgäste gleichzeitig 
transportieren. Das ist gar nicht so ein-
fach, da in städtischeren Gebieten das 
Schienennetz weitgehend ausgelastet 
ist. Es muss also investiert werden in 
Schienen, Bahnen und längere Bahn-  
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steige. Ein weiteres wichtiges Ziel ist die 
Ausweitung des Angebots an Bussen 
und Bahnen auch zu den 
„Ausgehzeiten“ am Wochenende. 
Wenn der letzte Bus um 20 Uhr und die 
letzte Bahn um 0.30 Uhr fährt, ist die 
Partynacht für alle schnell vorbei, die auf 
Bus oder Bahn angewiesen sind, um 
nachhause zu kommen.  
 
In manchen Teilen des Rhein-Sieg-
Kreises klingt das wie ein Luxusproblem. 
Denn in vielen Dörfern fährt überhaupt 
kein Bus (mehr) ab. So sind schon Kin-
der darauf angewiesen, dass ihre Eltern 
sie mit dem Auto durch die Gegend fah-
ren. Wer kein „Mama-Taxi“ hat, schaut 
gleich ganz in die Röhre. Das Schüler-
Ticket gilt nämlich z.B. nicht für das An-
rufsammeltaxi. Die Klassenkameraden 
aus dem Nachbardorf können so also 
fast umsonst mit dem Bus in die Stadt, 
während man selbst für den AST-

Verkehr hin und zurück fast fünf Euro 
zahlen muss. Dieser Ungerechtigkeit 
wollen wir zunächst mit einer Integration 
der Ersatzverkehre (AST, TaxiBus usw.) in 
die Abo-Tickets begegnen, d.h. Nutzung 
z.B. des AST mit dem Schüler-Ticket oh-
ne Zuzahlung. Langfristig müssen aber 
mehr liniengebundene Busse auf die 
Straße. In ländlichen Gebieten können 
Kleinbuslinien da eine gute Alternative 
sein. Das ist keine wirre Wunschliste, 
sondern für uns Jusos steht fest: Ohne 
eine Stärkung des Nahverkehrs sind 
weder Staus zu bekämpfen, noch das 
Klima zu schützen oder allen Menschen 
unabhängig vom Geldbeutel Mobilität zu 
ermöglichen. 

Weil das alles Geld kostet, fordern die 
Jusos Rhein-Sieg die Einführung eines 
„Bürgertickets“ im Rhein-Sieg-Kreis 
und möglichst darüber hinaus. Dazu 
veranstaltete der Kreisverband zusam-
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men mit den Bonner Jusos und den  
SPD-Fraktionen im Kreistag und im Bon-
ner Stadtrat im vergangenen Jahr eine 
Podiumsdiskussion u.a. mit dem Ver-
kehrsforscher Heiner Monheim, einem 
Befürworter eines Tickets für alle. Die 
Idee: Alle nehmen an der Finanzierung 
des ÖPNV z.B. durch eine sozial gestal-
tete Umlage teil und können dafür Bus 
und Bahn ohne Fahrschein nutzen. So 
kommt durch eine breitere Beteiligung 
an der Finanzierung mehr Geld ins Sys-
tem, das einen Ausbau des Angebots 
ermöglicht, und mehr Menschen steigen 
auf den klimafreundlichen Nahverkehr 
um. Auch Unternehmen, die von der 
Anbindung ihrer Kunden durch den 
ÖPNV profitieren, könnten so an der 
Finanzierung beteiligt werden.  
 
Die Einführung eines solchen Tickets 
versteht sich als Prozess, denn wer et-
was bezahlt, möchte den ÖPNV auch 
nutzen können. Das ist ein berechtigtes 
Interesse. Es entsteht also ein entspre-
chender politischer Druck auf Entschei-
dungsträger und Verkehrsverbünde, 
dass die Angebote überall weiter ausge-
baut und verbessert werden. Der Kreis-
parteitag der SPD Rhein-Sieg stimmte 
auf Antrag der Jusos der Idee des 
„Bürgertickets“ fast einstimmig zu. Zu-
nächst soll ein freiwilliges Bürgerticket 
als neues Angebot eingeführt werden. 
Vorbild kann dabei die sozialdemokra-
tisch regierte Stadt Wien sein. Dort kos-
tet ein Jahresticket nur 365 Euro, also 
einen Euro am Tag. Die Region Köln/
Bonn/Rhein-Sieg böte ein großes Poten-
tial zur Modellregion zu werden, um die 
ständigen Staus und die Schadstoffbe-
lastung zu bekämpfen und für mehr 
Gerechtigkeit in der Mobilitätspolitik zu 
sorgen. 

Bis dahin ist es aber im Rhein-Sieg-Kreis 
noch ein weiter Weg. Statt Fortschritt 
drohen immer wieder Rückschläge, wie 
jüngst die Planung der neuen schwarz-
gelben Landesregierung in NRW, die 
Landeszuschüsse für das Sozialticket 
einzustellen. Damit entfiele auch die 
Finanzierung für den VRS-MobilPass, der 
Menschen mit kleinsten Einkommen 
vergünstigte Tickets zur Nutzung des 
ÖPNV bietet. Nach massiven Protesten 
auch von Seiten der Jusos ruderte Minis-
terpräsident Laschet (CDU) zurück. Für 
nächstes Jahr ist das Ticket zunächst 
gesichert. Wie es danach weitergeht, 
weiß heute noch niemand.  

 

 

In der Stadt Wien     
kostet ein Jahresticket 
für den Öffentlichen 
Personennahverkehr 
nur 365 Euro. So  konn-
ten die Zahl der Fahr-
gäste massiv gesteigert 
und die Zahl der Autos 
in der Stadt verringert 
werden. 
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„Dorfkinder wissen: Auf dem Dorf 
zu leben hat viele schöne Seiten. 
Aber auch ganz spezielle Schwie-
rigkeiten, wenn der Bus nicht 
fährt oder das Internet zu lang-
sam ist. Die SPD packt das an!“, so 
hieß es auf der Postkarte unserer 
„Dorfkinderkampagne“ zur Land-
tagswahl im Mai. Die NRW-SPD 
hatte in ihrem Wahlprogramm 
viele gute Ideen für die Entwick-
lung des ländlichen Raums prä-
sentiert. Mit unserer Kampagne 
wollten wir die Vorstellungen der 
SPD auf den Rhein-Sieg-Kreis her-
unterbrechen und sichtbar ma-
chen, sowie die Erfolge aus den 
letzten Jahren der Regierungsar-
beit deutlich machen. 
  
Neben der Postkarte haben wir 
auch noch ein dazu passendes 
Video produziert. In dem Video 
machen wir anhand mehrerer 
Punkte klar, weshalb Menschen 
im ländlichen Raum die SPD wäh-
len sollten. Mit Investitionen für 
ein schnelleres Internet, einem 

Ausbau des Nahverkehrs und 
der Forderung nach einem Azubi-
ticket hat die SPD mehrere Ideen 
für ein besseres Leben als junger 
Mensch auf dem Land formuliert. 
Gerade an diesem Punkt hat sich 
durch die Diskussion zur Ab-
schaffung des Sozialtickets in den 
letzten Wochen gezeigt, dass eine 
CDU-geführte Regierung für das 
Land fatal ist. 
  
Tatsächlich hat die SPD in der 
Altersgruppe der Wähler*innen 
bis 35 Jahre bei der Landtagswahl 
kaum Verluste eingefahren und 
konnte sich vor der CDU behaup-
ten, ganz im Gegensatz zur an-
sonsten krachenden Niederlage. 
Dass die SPD sich zumindest in 
unserer Zielgruppe als Jusos be-
haupten konnte, dazu hat sicher 
auch diese Kampagne einen Teil 
beitragen können. 
  
Mit dem Video haben wir außer-
dem am Videowettbewerb der 
NRW-SPD teilgenommen und 
schließlich beim Voting mit insge-

Gleiche Chancen auf dem 

Land und in der Stadt 
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samt vier weiteren Finalisten 46% der 
abgegebenen Stimmen auf unseren 
Beitrag vereinen können. Knapp 10.000 
Views konnten wir auf unserer Face-
bookseite für das Video generieren. 
  
Auch nach den verlorenen Wahlen im 
Jahr 2017 werden wir Jusos uns weiter-
hin für die „Dorfkinder“ aus dem Rhein-
Sieg-Kreis einsetzen und für gleiche 
Chancen zwischen Stadt und Land sor-
gen. Nachdem ich schon mit einem Zitat 
begonnen habe, möchte ich diesen Bei-
trag auch so beenden. Folgende Worte 
werden Friedrich Nietzsche zugeschrie-
ben: „Was mich nicht umbringt, macht 
mich nur stärker“. In diesem Sinne: Trotz 
der krachenden Niederlagen bei den 
zwei Wahlen in NRW in diesem Jahr, wer-
den wir Jusos weiterhin für eine linke 

und progressive Zukunft kämpfen – in-
klusive Chancengleichheit für junge 
Menschen in Stadt UND Land. 

 

Nils (20) ist Mitglied des 
Juso-Kreisvorstandes und 
stellv. Vorsitzender der 
SPD in Königswinter. Als 
„Dorfkind“ weiß er, wie es 

ist, nachts nachhause 
zu laufen, weil kein Bus 
mehr fährt. 
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20,5 % - das sitzt. Die Krise der deut-
schen Sozialdemokratie kommt nicht 
überraschend. Sie passt sich ein in eine 
Krise der gesamten politischen Linken. 
Wenn in den USA Menschen mit teils 
längst realisierten Abstiegsängsten einen 
narzisstischen Milliardär zum Präsiden-
ten wählen, wenn in Frankreich die Ar-
beiterstadtteile Le Pen und in Deutsch-
land Menschen mit kleinen Einkommen 
die sogenannte „AfD“ wählen, dann hat 
diese Linke global versagt. Wenn wir 
über Geld für die Integration von Flücht-
lingen reden, aber nicht über die vielfach 
größeren Summen, die dem Gemeinwe-
sen jedes Jahr durch Steuerbetrug und 
„Steuersparmodelle“ entgehen, dann hat 
sie nicht nur keine Antworten auf die 
Fragen der Zeit gefunden. Sie hat es 
nicht einmal geschafft, die richtigen Fra-
gen zu stellen. Der Diskurs läuft an ihr 
vorbei. Die Krise der demokratischen 
Linken ist existentiell.  

Ist das jetzt der Abgesang auf sozialisti-
sche und sozialdemokratische Politik? Im 
Gegenteil. Sie wird bitter nötig ge-
braucht. Kommen wir zurück auf die 
gute, alte SPD. Sie wird sich nicht nach-
haltig erneuern, indem wir nur Korrektu-

ren an der Organisation vornehmen und 
drei Sätze ins Programm ergänzen. Wer 
die Erklärung präsentiert, dass die Men-
schen unsere guten Ideen aufgrund un-
serer schlechten Kommunikation nur 
nicht verstanden haben, der hat im 
Grunde kein Interesse an einer wirkli-
chen Erklärung. Das soll nicht heißen, 
dass unser Wahlprogramm für die Tonne 
war, aber dass unsere Antworten in vie-
len Bereichen doch nicht weit genug 
gehen – nicht erst seit gestern. Ich den-
ke, dass viele Menschen mit Mini-Rente 
schon sehr gut verstanden haben, dass 
die Rente mit der SPD nicht weiter sin-
ken soll, mit der Union schon. Das ist gut 
und richtig. Aber ist das ein wirkliches 
Zukunftsversprechen an diese Men-
schen und ihre existenziellen Ängste 
angesichts des unvorstellbar hohen ge-
sellschaftlichen Reichtums auf der ande-
ren Seite? Die Beispiele ließen sich prob-
lemlos ergänzen.  

Die Sozialdemokratie krankt heute noch 
immer daran, dem neoliberalen Zeit-
geist nicht wirklich etwas entgegenge-
setzt zu haben. Andere würden behaup-
ten, sie sei ihm erlegen; nicht nur in 
Deutschland. Eine moderne linke Erzäh-
lung fehlt; eine Vision, die ohne die sich 
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doch nie erhebenden Massen aus-
kommt. „Wir wissen wohl, dass man Idea-
le nicht verwirklichen kann, aber wir wis-
sen auch, dass nichts auf der Welt ohne 
die Flamme des Ideals geschehen ist, 
geändert ist, gewirkt wurde“, schrieb Kurt 
Tucholsky einst. Recht hat er.  
 
Einige Beispiele für das diskursive Ver-
sagen: Bis in weite Teile einer linken 
Wählerschaft hat sich das Bild festge-
setzt, dass der Einzelne in harter Arbeit 
Reichtum produziert, der ihm vom     
gierigen Staat in Form von Steuern entzo-
gen wird. Muss man da dem alten Marx 
folgend nicht doch vielleicht die Frage 
stellen, ob Reichtum kollektiv produziert 
und von wenigen privat angeeignet wird? 
Die Einkommens- und Vermögensvertei-
lung spricht da doch eine recht klare 
Sprache (vgl. Piketty 2014). Trotzdem 
ernten Konservative und Liberale mit 
solchen zumindest unterkomplexen Aus-
sagen breite Zustimmung. Mit dem Bild 
der schwäbischen Hausfrau, die nur aus-
gibt, was sie auch einnimmt, zerlegt die 
deutsche Austeritätspolitik die Zukunfts-
chancen breiter Bevölkerungsschichten 
in anderen europäischen Ländern. Und 
auch die SPD ist davon ergriffen. Haben 
wir uns nicht alle furchtbar gelobt, als die 
SPD-geführte Landesregierung ein Plus 
im Haushalt erwirtschaftet hat. Doch ist 
ein ausgeglichener Haushalt wirklich das 
primäre Ziel sozialdemokratischer Politik, 
wenn es in unseren Schulen durch die 
Decke regnet? Warum springen wir ei-
gentlich auf den konservativ-liberalen 
Zug auf und widersprechen uns selbst? 
Es spukt der Zeitgeist durch die leeren 
Köpfe?  
 
Politische Auseinandersetzung in der 
Demokratie ist ein Kampf um die Köpfe. 
Menschen wählen nur links, wenn sie in 
Ansätzen links denken. Wir brauchen also 
(wieder) eine klare Erzählung, was sozial-
demokratische Politik ist. Das können wir 
doch heute selbst nicht mehr in fünf Sät-
zen erklären. Diese Erzählung muss eine 
Zukunftserzählung sein, ohne einem 

naiven Fortschrittsoptimismus zu verfal-
len. Die Grundlage sozialdemokratischer 
Politik ist zwar die Anerkennung dessen, 
was ist, aber auch der feste Glaube da-
ran, dass das, was kommt, zu gestalten 
und somit positiv zu verändern ist. Die 
Zukunft kann besser sein als die Vergan-
genheit. Mut statt Angst. Diese Erzählung 
fällt nicht vom Himmel und erscheint 
auch im restlichen Text nicht mehr. Wer 
dennoch weiterlesen möchte, für den 
umreiße ich einige Punkte, die vielleicht 
in sie eingeflochten werden müssten.  

Linke Politik setzt auf den mündigen 
Menschen und sieht in ihm nicht nur was 
er/sie/* ist, sondern auch, was er/sie/* 
sein könnte, wenn wir die Umstände ver-
ändern. Links ist nicht national, sondern 
international. Warum sind wir nicht füh-
rend bei der Entwicklungshilfe statt bei 
Waffenexporten? Links sein bedeutet, 
Teilhabe und Chancen für alle zu er-
kämpfen. Links sein bedeutet, Diskrimi-
nierung und Benachteiligung nie zu ak-
zeptieren. Links sein bedeutet, Proble-
men auf den tiefsten Grund zu gehen 
und sie dort zu bekämpfen. Nicht Pfand-
ringe an Mülleimern lösen soziale Proble-
me, sondern Umverteilung. Links sein 
bedeutet, alles zu hinterfragen (insofern 
ist die Überschrift übrigens falsch ge-
wählt, denn Zweifeln ist letztlich eine gute 
Eigenschaft). Links sein ist anstrengend.  

Links sein heißt nicht, dass man verblen-
det ist. Das Narrativ vom „linken Spinner“, 
dessen Träumereien angeblich an der 
Realität vorbeigehen, ist ein perfides Kon-
strukt, um den miesen Status quo zu 
sichern. Spinner sind jedoch eigentlich 
diejenigen, die nicht daran glauben, Ge-
sellschaft positiv verändern zu können 
oder diejenigen, die das Bewusstsein der 
Möglichkeit dieser Veränderung bewusst 
unterdrücken.  
 

Linke Politik muss Ungleichheit themati-
sieren und bekämpfen. Konservative und 
Liberale tun das nicht. Sie verkennen viel- 
mehr, dass Freiheit nur mit Gleichheit zu 



 

 

14 

erreichen ist. Das Unverständnis für die-
sen Zusammenhang prägt liberales Den-
ken. Ungleichheit bedeutet Abhängigkeit 
und ist massiv freiheitseinschränkend. 
Ungleichheit liegt den meisten gesell-
schaftlichen Problemen zugrunde. Es ist 
längst erwiesen, dass in Gesellschaften 
mit besonders krasser Ungleichheit Kri-
minalität, Analphabetismus oder Alkoho-
lismus stärker verbreitet sind als in Ge-
sellschaften mit vergleichsweise wenig 
Ungleichheit (vgl. z.B. Wilkinson/Pickett 
2010). Selbst für das reiche Deutschland 
gilt, dass reiche Menschen eine höhere 
Lebenserwartung haben als ärmere. Wo 
bleibt der Aufschrei?  
 
Ungleichheit der Rechte, Ungleichheit 
der Chancen, Ungleichheit der wirt-
schaftlichen Lage. Jede gilt es zu be-
kämpfen. Es ist aber besonders an der 
Sozialdemokratie „links“ nicht alleine 
über identitätspolitische Fragen zu defi-
nieren, sondern immer auch den mate-
riellen Kern der Ungleichheit in den 
Mittelpunkt zu rücken und das Phäno-
men der Ungleichheit global zu denken. 
Dabei müssen wir immer wieder beden-
ken, dass viele Menschen sich längst aus 
dem politischen Diskurs ausgeschlossen 
fühlen. Diese Menschen mit Zukunfts-
ängsten angesichts ihrer wirtschaftlichen 
Lage dürfen wir aber nicht den Populis-
ten überlassen. Die politische Linke war 
stark, als sich diese Menschen voll Stolz 
als politisches Subjekt begriffen haben. 
Wir dürfen sie nicht ausschließlich zu 
Objekten staatlichen Fürsorgehandelns 
degradieren. Unser Modus ist das Über-
zeugen, nicht das Belehren.  
 
Es ist oft zu hören, dass die SPD jünger 
und weiblicher werden müsse. Das 
stimmt sicherlich. Vor allem aber muss 
sie wieder klar linker werden. Es braucht 
eine linke Volkspartei und keinen Partei-
enbrei in einer wie auch immer definier-
ten Mitte. Wer sagt, dass links und rechts 
doch gar keine Kategorien mehr seien, 
beerdigt die DNA der Sozialdemokratie. 

Wahlen werden von der SPD höchstens 
in der Mitte gewonnen, wenn es uns 
gelingt, die Mitte nach links zu bewegen. 
Doch wer der Mitte hinterherrennt, ver-
schiebt sie automatisch nach rechts.  
 
Ich möchte ergänzen, dass die SPD auch 
„fröhlicher“ werden muss. Die politische 
Linke umgibt sich gerne mit einer grauen 
Melancholie, die dem Eindruck geschul-
det ist, dass ohnehin alles sich zum 
Schlechteren entwickelt. Wer so denkt, 
kann politisch nicht mehr gestalten und 
schon gar niemanden überzeugen. Wer 
besteigt schon ein schwankendes Schiff, 
von dem nicht mal der Kapitän glaubt, 
dass es auf der anderen Seite des Oze-
ans ankommt? Richtig: Niemand. 
 
Fassen wir noch einmal zusammen: Die 
SPD wird nur erfolgreich sein, wenn sie 
progressiv linke Ideen offensiv erarbeitet, 
das Problem der Ungleichheit als zentra-
les erkennt und sie bekämpft, statt sich 
ihres Linksseins zu schämen und unter 
der gemütlich warmen, aber beliebigen 
Decke der Mitte zu verschwinden. Sie 
wird nur erfolgreich sein, wenn sie eine 
neue Zukunftserzählung davon entwi-
ckelt, was sozialdemokratische Politik ist 
und wie es gelingt, Zukunft zum Besse-
ren zu verändern, statt sich hegemonia-
ler, weitgehend neo-liberaler und neo-
nationaler Ideen zu unterwerfen. Und sie 
wird nur erfolgreich sein, wenn sie nicht 
das Bild eines ohnehin geschlagenen 
Kriegers vermittelt. Das kann sie. Nur 
Mut, Genoss*innen.   

Mario (28) ist der Vor-
sitzende der Jusos Rhein-
Sieg, Mitglied des SPD-
Kreisvorstands und Rats-
mitglied in Hennef. Ohne 

Navi käme er nirgends 
an, vermutlich weil er 
im Zweifel immer links 
abbiegen würde. 



 

 

Neues Positions-
papier beschlos-
sen 

Dass junge Menschen mehr Einfluss auf 
die Politik vor Ort haben müssen, davon 
sind die Jusos überzeugt. Ihre Vollver-
sammlung nutzten die Jusos, um Ideen 
für eine junge und sozial gerechte Politik 
im Rhein-Sieg-Kreis und seinen Kommu-
nen zu entwickeln. So fordern die Jusos 
deutlich mehr Wohnungsbau in öffentli-
cher Hand im Kreisgebiet, um steigende 
Mieten zu bekämpfen. Gleichzeitig müs-
se Stadtplanung immer auch die Anbin-
dung an den Nahverkehr, Stadtbegrü-
nung und Freiräume für junge Men-
schen bedenken. Jeder Stadtteil brauche 
eine*n Streetworker*in und jede Schule 
modernste Ausstattung und Schulsozi-
alarbeit. Die falsche Sparlogik in vielen 
Stadträten, die zur Schließung von Bibli-
otheken, Schwimmbädern oder Jugend-
zentren führe, müsse ein Ende haben. 
Stattdessen müssten Superreiche mehr 
zum Gemeinwohl beisteuern, um diese 
wichtigen Angebote aufrechtzuerhalten. 
Auch für den Ausbau des Nahverkehrs, 
einen Jugendkreistag oder Entwick-
lungshilfeprojekte auf kommunaler Ebe-
ne setzen sich die Jusos ein.  

Angebot für ehe-
malige Jusos 
und                   
Unterstützer 

 
Mit 35 ist Schluss. So ist das bei den 
Jusos. Doch nun gibt es eine Möglichkeit, 
die Jusos auch über diese Altersgrenze 
hinaus zu unterstützen. Dafür rief der 
Juso-Kreisverband einen Unterstüt-
zer*innen– und Ehemaligen-Kreis ins 
Leben. Mitglied kann jede*r werden, 
vorausgesetzt sie oder er unterstützt die 
Jusos mit einer kleinen jährlichen Spen-
de. So wollen die Jusos ihr Jahresbudget 
für die politische Jugendarbeit im Rhein-
Sieg-Kreis etwas erweitern.  
 
Fördermitglieder erhalten Informationen 
über die Arbeit der Jusos und Einladun-
gen zu Veranstaltungen des Kreisver-
bandes im Gegenzug natürlich aus ers-
ter Hand.  
 
Wer Informationen oder gleich ein Bei-
trittsformular haben möchte, kann ein-
fach eine Mail schreiben an:                    
 
jusos-rsk@gmx.de 

15 



 

 

„Cannabis ist der Anfang vom Ende und 
der Absturz in den Drogensumpf ist 
bereits in Sicht.“ Ein Spruch, der seit 
Generationen in verschiedenen Variatio-
nen angewandt wird. Ein Satz, den nur 
Menschen zum Besten geben können, 
die sich noch nie mit der Thematik aus-
einandergesetzt haben und anschlie-
ßend ruhigen Gewissens eine schöne 
Zigarette zu ihrem dritten Bier rauchen.  
 
Tatsächlich gibt es keinen Beleg dafür, 
durch Cannabis an härtere Drogen zu 
geraten. Allerdings seien hier die zehn-
tausenden Deutschen erwähnt, die jähr-
lich an den Folgen von Alkoholmiss-
brauch und Zigaretten sterben. Rausch 
gegen Gesundheit - eine Entscheidung, 
die jede*r mit sich selbst ausmachen 
muss. Das ist auch richtig, denn wir le-

ben in einem freien Land. Umso mehr 
verwundert einen aber dann doch der 
Widerstand gegen Cannabis, der eine 
gewisse Doppelmoral beherbergt. Denn 
das größte Gesundheitsrisiko bei dem 
Konsum von Cannabis sind die Lungen-
schäden durch den Tabak, der bekann-
termaßen legal ist. Laut Suchtexperten 
ist Cannabis sogar weniger schädlich als 
Alkohol und Tabak. Auch sind die Gefah-
ren für Außenstehende bei einem ent-
spannten „Kiffer“ deutlich geringer, als 
einem aggressiven und überdrehten 
Trinker in die Quere zu kommen. 
 
Es zeigt sich auch: das Verbot von Can-
nabis hat keinen Effekt. Laut internatio-
naler Schätzungen kiffen ca. vier Millio-
nen Deutsche trotz Verbot. Damit ist 
Cannabis die beliebteste illegale Droge. 

Fo
to

: a
sh

to
n

 /
 w

ik
im

e
d

ia
 /

  
C

C
 B

Y
 2

.0
 

16 



 

 

Der Strafrechtsprofessor Lorenz Böllin-
ger hat als Psychotherapeut auch Can-
nabis-Patienten behandelt und geht 
davon aus, dass lediglich 5% der „Kiffer“ 
wirklich abhängig sind. Bei Tabak und 
Alkohol sieht das übrigens anders aus.  
 
Die Kriminalisierung von Cannabis ist 
aber nicht nur mit Blick auf legale 
Rauschmittel und angebliche Gesund-
heitsrisiken unberechtigt. Sie bringt ho-
he Kosten bei Polizei und Strafverfol-
gungsbehörden mit sich und verbraucht 
deren Kapazitäten. Dabei bleiben die 
Dealer meist unbehelligt und die Konsu-
menten kommen mit einer Verwarnung 
davon. Die Legalisierung von Cannabis 
hingegen würde Milliarden Euro durch 
die eingesparten Mittel und eine mögli-
che Cannabis-Steuer einbringen, die 
wiederum in die allgemeine Suchtprä-
vention investiert werden könnten. Und 
nicht nur das. Bei dem Wort „Freigabe“ 
haben viele das Bild eines planlosen und 
wuchernden Drogenhandels vor Augen. 
Steuern, Lizenzen, Qualitätsprüfungen 
und Genehmigungen für den Anbau 
würden aber Kontrolle bedeuten. Ein 
reguliertes Geschäft ist gut für den Kon-
sumenten und schlecht für den Dealer. 
Der Schwarzmarkt wird so bekämpft 
und der durch eine Legalisierung nicht 
mehr nötige Kontakt mit Dealern senkt 
zudem das Risiko an härtere Drogen zu 
geraten. 
 
Die portugiesische Regierung hat es 
2001 vorgemacht: Sie hat die Straffrei-
heit aller Drogen in geregelten Maßen 
beschlossen. Dadurch ist der Anteil der 
Konsumenten zwar leicht angestiegen, 

aber die Zahl der Drogentoten ist stark 
gesunken. Andere erfolgreiche Beispiele 
liefern unsere niederländischen Nach-
barn und einige US-Bundesstaaten wie 
Colorado. Man kann den Menschen zu-
trauen, selber einzuschätzen, was gut 
für sie ist. 
 
Anders als die Drogenbeauftragte der 
Bundesregierung Marlene Mortler (CSU), 
die glaubt Cannabis sollte verboten blei-
ben, weil es traditionell verboten ist, gibt 
es auch Politiker wie Bremens SPD-
Bürgermeister Sieling und Bundestags-
abgeordnete wie Katrin Göring-Eckart 
und einige SPD-Abgeordnete, die in der 
Legalisierung eine Chance sehen. 
 
In der Gesellschaft steigen Offenheit 
und Toleranz gegenüber Cannabis zu-
nehmend. Es wird Zeit, dass sich auch 
die Politik öffnet und sich für eine pro-
gressivere Drogenpolitik einsetzt. 
 
Legalize it! 
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Tim (26) ist Mitglied im 
Juso-Kreisvorstand und 
Vorsitzender der SPD in 
Meckenheim. Seit er sich 
für eine Kurzhaarfrisur 

entschieden hat, 
wirkt er gar nicht 
mehr wie ein 
Kiffer. 



 

 

 

 

 

 
 
 
Vorab sollte ich vielleicht sagen, dass ich 
das Argument nicht gelten lasse, dass 
Alkohol und Tabak ja erlaubt seien und 
Cannabis nicht (viel) schlimmer sei.  
 
Ich denke nicht, dass wir Straftatbestän-
de abschaffen oder aufweichen sollten, 
nur weil etwas „Ähnliches“ erlaubt sei. 
Und „Ähnliches“ habe ich absichtlich in 
Anführungszeichen gesetzt, da ich die 
Vergleichbarkeit durchaus in Frage stel-
len würde.  
 
Und nur weil manche Befürworter*innen 
der Legalisierung sagen, dass die Straf-
verfolgungsbehörden doch Besseres 
oder Wichtigeres zu tun hätten, als klei-
nere Mengen von Marihuana zu verfol-
gen und zur Anklage zu bringen, werde 
ich dennoch nicht für die Legalisierung 
sein.  
 
Denn da stellt sich für mich die Frage, wo 
fangen wir an und vor allem, wo hören 
wir auf? Welche Straftatbestände sind es 
„wert“ verfolgt zu werden und welche 
werden eben wegen genau dieser Argu-
mentation abgeschafft, damit andere 
Delikte verfolgt werden. Im Anschluss an 
die Legalisierung von Hanf könnte auch 
die Forderung laut werden, dass doch 
andere härtere Drogen legalisiert wer-
den sollten, weil es bei Hanf ja auch 
schon gemacht wurde.  
 
Zudem wird mit hoher Wahrscheinlich-
keit bei anderen Delikten eine Erhöhung 
der Fallzahlen zu verzeichnen sein, weil 
die Abbauzeit von THC lang ist und somit 
Personen mit Drogen, welche sie vorher 
legal und womöglich noch gesellschaft-
lich akzeptiert konsumiert haben, im Blut 
Verkehrsteilnehmer*innen sein werden, 
auf die Kinder aufpassen oder zur Arbeit 
gehen.  

 
 
Auch sind genug Fälle bekannt, bei de-
nen es eben doch zu einer enormen 
Abhängigkeit der betroffenen Personen 
gekommen ist und der „Joint für Zwi-
schendurch“ dann der Einstieg zu härte-
ren Drogen war. Zudem wird vor allem 
bei Jugendlichen und jungen Heran-
wachsenden beobachtet, dass der Kon-
sum zu Entwicklungsstörungen führt. 
Und ja, auch hier kann natürlich von der 
Gegenseite angeführt werden, dass die 
gesundheitlichen Schäden von Alkohol-
konsum und Zigaretten zu einer Belas-
tung der Krankenkassen führen und 
Familien zerstören können. Aber auch 
dieses Argument führt bei mir nicht da-
zu, dass ich die Legalisierung von Hanf 
gutheißen kann.  
 
Es sollte eher eine öffentliche Debatte 
darüber geführt werden, warum Alkohol 
und Zigaretten als Genussmittel in der 
Gesellschaft angesehen werden. Dabei 
ist das Wort „Genussmittel“ auch schon 
erschreckend, wenn man sich ansieht, 
welche Folgen der übermäßige Konsum 
hat.  
 
Ich hoffe, dass ich damit eine erste Dis-
kussionsgrundlage geben konnte.  
 
Am Ende bleibt vor allem die Frage:  
 
Wollen wir eine weitere legale Droge 
in Deutschland?  
 
 
 
 
Hinweis: Die beiden Autoren kennen jeweils den Text des 
anderen zum Thema nicht. 
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Hanna (29) ist Geschäfts-
führerin der Jusos Rhein-
Sieg und seit 2014 Rats-
mitglied in Hennef. Sie ist 
zwar Juristin, verdient 

allerdings kein Geld 
mit der Verteidigung 
bei Drogendelikten.  



 

 

Jetzt vormerken!  

Die Diskussion um die Freigabe von 
Cannabis wird sicherlich noch länger 
geführt werden. Um sich näher mit 
den Argumenten für und gegen eine 
Entkriminalisierung auseinanderzu-
setzen, planen die Jusos Rhein-Sieg 
im nächsten Jahr eine Podiumsdis-
kussion mit Expertinnen und Ex-
perten aus Politik, Drogenberatung 
und Freigabebefürwortern. 
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Aktiv gegen 
Rechtspopu-
listen 

Der Rechtspopulismus ist in ganz Euro-
pa auf dem Vormarsch. Die Grenzen 
zwischen Rechtspopulismus und Rechts-
extremismus sind fließend. Auch im 
Bundestag sitzt nun eine Fraktion, die 
sich irgendwo auf dieser Achse einord-
net. Gerade jetzt heißt es für Jungsozia-
listinnen und Jungsozialisten: Entschie-
den gegenhalten! Wir widersprechen 
den falschen Parolen und der Hetze. Wir 
lassen uns nicht spalten in „das Volk“ 
und „die Anderen“. 
 
Im Rhein-Sieg-Kreis sind die Jusos schon 
immer aktiv im antifaschistischen Kampf 
gegen rechte Parteien und Gruppierun-
gen. Gemeinsam mit anderen politi-
schen Jugendorganisationen, Parteien, 
Gewerkschaften und Verbänden riefen 
die Jusos im letzten Jahr das „Bündnis 
Bunter Rhein-Sieg-Kreis“ ins Leben und 
organisierten eine große Kundgebung 
gegen den Aufmarsch der sogenannten 

„AfD“ in Siegburg. In diesem Jahr protes-
tierte das Bündnis mit einem bunten 
Bürgerfest gegen den Landesparteitag 
der „AfD“ in Troisdorf.  
 
Ziel des Bündnisses ist es, nicht nur auf 
Aktionen der politischen Rechten zu 
reagieren, sondern auch aktiv für ein 
tolerantes und demokratisches Mitei-
nander zu werben und Aufklärungsar-
beit über das verdeckte Werben der 
Rechten für ihre menschenverachtende 
Ideologie zu betreiben. Dazu arbeitet 
man mit der mobilen Beratungsstelle 
gegen Rechtsextremismus in Köln zu-
sammen. 

Wer sich über das Bündnis 
Bunter Rhein-Sieg-Kreis in-
formieren und auf dem Lau-
fenden bleiben möchte, kann 
die Facebook-Seite liken. 
 
facebook.com/bunterRSK/ 
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Gegen die neue 
Campus-Maut in 
NRW 

Wer dachte, dass Studiengebühren nach 
der Abschaffung durch SPD und Grüne 
in NRW endgültig ein Thema der Ge-
schichte sind, hat die Rechnung ohne 
die neue schwarz-gelbe Landesregie-
rung gemacht. Die „Campus-Maut“ soll 
ein Comeback erleben, aber nur bei Stu-
dierenden, die sich auf dem Wahlzettel 
dafür nicht „bedanken“ können. Laut 
Koalitionsvertrag möchte die Regierung 
Laschet pro Semester 1.500 Euro Stu-
diengebühren für Studierende aus dem 
Nicht-EU-Ausland erheben. Das betrifft 
konkret den Hochschulstandort Bonn/
Rhein-Sieg. Die Hochschule Bonn/Rhein-
Sieg hat mit rund 17% sogar einen über-
durchschnittlich hohen Anteil ausländi-
scher Studierender. Eine unsoziale Bil-
dungsmaut ist nicht nur ungerecht, weil 
Bildung zur Ware wird, sondern schadet 
auch dem internationalen wissenschaftli-
chen Austausch. Wohin eine solche Ge-
bühr führt, zeigt das Beispiel Baden-
Württemberg. Dort haben CDU und Grü-
ne eine solche Studiengebühr einge-
führt. Ergebnis: Massiver Einbruch der 
Anzahl ausländischer Studierender.   

 

Jugendarbeit für 
LSBTTIQ-
Jugendliche im 
Rhein-Sieg-Kreis 

 
Welche Angebote speziell für schwule, 
lesbische, bi-, trans– oder intersexuelle 
Jugendliche gibt es im Rhein-Sieg-Kreis? 
Mit dieser Frage sind die Jusos vor eini-
ger Zeit im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion gestartet. Antwort: Keine. Das 
kann nicht so bleiben, sind die Jusos 
überzeugt und begannen zusammen mit 
der SPD-Kreistagsfraktion „queere“ Ju-
gendarbeit zum Thema zu machen. So 
wurde das Thema u.a. auf die Tagesord-
nung des Jugendhilfeausschusses im 
Kreistag gesetzt und in einzelnen Kom-
munen thematisiert. Der ganz große 
Durchbruch gelang zwar noch nicht, 
aber immer mehr Jugendämter im Kreis 
befassen sich nun mit der bisher ausge-
klammerten Thematik. Die Jusos haben 
gemeinsam mit anderen Mitstrei-
ter*innen, wie etwa der AIDS-Hilfe, ein 
Konzept für ein schwul-lesbisches Ju-
gendzentrum im Rhein-Sieg-Kreis entwi-
ckelt. Doch da sind die Widerstände 
noch groß. Nun soll im Rahmen eines 
Projektes die Zielgruppe zunächst selbst 
zu Wort kommen. 
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Sein und Bewusstsein 

Marx war Anhänger des Philosophen 
Hegel, der in der Geschichte eine dia-
lektische Entfaltung des „Weltgeistes“ 
sah. Klingt kompliziert, ist es auch. Für 
Hegel war der Zielpunkt der Geschichte 
mit dem preußischen Staat erreicht. 
Marx stellte das nie wirklich zufrieden 
und so begann er, Hegels Dialektik 
„vom Kopf auf die Füße“ zu stellen. 
Marx war Materialist. Für ihn gab es 
keine übergeordneten, ewig gültigen 
Ideen wie den „Weltgeist“. Stattdessen 
betonte Marx die Wechselbeziehung 
zwischen Sein und Bewusstsein. Die 
wirtschaftliche und soziale Lage be-
stimme auch, was Menschen denken. 
Der Mensch hat materielle Bedürfnisse. 
Handlungen zu deren Erfüllung seien 
Ausgangspunkt der Geschichte.  

„Opium des Volkes“ 

Marx entwickelte eine materialistische 
Basis-Überbau-Denkfigur. Alle gesell-
schaftlichen Institutionen wie etwa der 
Staat, aber auch Religion und Wertvor-
stellungen, seien ideologischer Überbau 
der ökonomischen Besitzverhältnisse. 
Konkret heißt das z.B., dass die kapitalis-
tische Produktion eine gewisse Rechts-
ordnung benötigt und zur ihrer Legitima-
tion auch bestimmte Normen und Werte. 
Diese Werte sind dann nicht gegeben, 
sondern gemacht. Vorherrschende philo-
sophische Ideen seien immer nur die 
Ideen der herrschenden Klasse. Marx 
dachte von der praktischen Existenz her: 
„Die Philosophen haben die Welt nur 
verschieden interpretiert, es kommt 
drauf an, sie zu verändern.“ Besonders 
stark kritisierte Marx die Religion als 
„Opium des Volkes“, eine menschenge-
schaffene falsche Ideologie, die die Men-
schen durch Träumereien auf das Jen-
seits vertröstet, statt die diesseitigen 
Bedürfnisse zu verwirklichen.  
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Marx - Basics 
Im nächsten Jahr wäre Karl Marx 200 
Jahre alt geworden. Marx ist längst tot, 
doch seine Ideen leben weiter. Kaum ein 
Denker des 19. Jahrhunderts hat eine 
solche Wirkungsgeschichte wie Marx. Von 
Sozialdemokratie über neue linke Bewe-
gungen bis zu kommunistischen Diktatu-
ren wurde und wird Marx, oft unter völli-
ger Verzerrung, als ideologische Grund-

lage herangezogen. Viele seiner Thesen 
sind strittig, andere würde heute nie-
mand mehr bestreiten. Wir wollen hier 
einen knappen Überblick über Marx‘ Leh-
ren bieten, der vielleicht zur weiteren 
Beschäftigung anregen kann. (MD) 

Geschichte = Klassenkampf 

Die Welt verändert sich für Marx nicht 
durch Ideen, sondern durch materielle 
Verhältnisse und daraus resultierende 
Aktion. „Die Geschichte aller bisherigen 
Gesellschaft ist die Geschichte von Klas-
senkämpfen“, stellte Marx fest. Von der 
Sklavenhaltergesellschaft (Freie/Sklaven) 
über die Feudalgesellschaft (Grundherr/
Leibeigener) bis zur kapitalistischen Ge-
sellschaft (Kapitalist/Lohnarbeiter); im-
mer heißt es: Unterdrücker gegen Un-
terdrückte. Wenn die ökonomischen 
Verhältnisse in Widerspruch zu den 
Machtverhältnissen geraten, kommt es 
zur Revolution und somit zur nächsten 
Stufe der Geschichte. Das Proletariat 
(viele) sei das revolutionäre Subjekt des 
letzten Klassenkampfes, das die Bour-
geoisie (wenige) enteignen und das Pri-
vateigentum an den Produktionsmitteln 
aufheben werde: „Die Proletarier haben 
nichts in ihr [Revolution] zu verlieren als 
ihre Ketten. Sie haben eine Welt zu ge-
winnen.“ Nach der durchaus gewaltsam 
gemeinten „Diktatur des Proletariats“ 
steht für Marx der Kommunismus; eine 
klassenlose Gesellschaft („Assoziation“), 
in der der Staat als Unterdrückungs-
instanz als unnötig abstirbt und alle Wi-
dersprüche aufgehoben sind. Marx 
dachte dabei internationalistisch. Im 
Krieg für das „Vaterland“ kämpfe der 
Arbeiter letztlich für den Besitz von an-
deren. Für Marx war klar: „Proletarier 
aller Länder vereinigt euch!“ 

Der Kapitalismus 

Auf vielen, vielen Seiten analysiert Marx 
die kapitalistische Gesellschaft und ihren 
Klassengegensatz zwischen Bourgeoisie, 
also jenen, die die Produktionsmittel 
besitzen, und Proletariat, also den Ar-
beiter*innen, deren einzige Freiheit darin 
bestünde, dass sie auswählen könnten, 
wer sie und ihre Arbeitskraft ausbeutet. 
Der am Fließband arbeitende Mensch 
verliere den Bezug zum Produkt, zu dem 
Ergebnis seines Schaffens, was Marx 
„Entfremdung“ nannte. Der Kapitalist 
strebt nach Gewinnmaximierung, die 
Arbeiter erwirtschaften mehr als sie in 
Form von Lohn zurückbekommen. Diese 
Differenz nannte Marx Mehrwert, der 
beim Kapitalisten verbleibe und zur An-
häufung (Akkumulation) von Reichtum 
bei wenigen führe, während die soziale 
Lage der Arbeiter zunehmend prekärer 
werde. Die Arbeiter schaffen den Reich-
tum, partizipieren aber nicht. Um im 
Wettbewerb zu bestehen, sinken Löhne. 
Das schwächt die Nachfrage nach Wa-
ren. Nur wenige Unternehmen überle-
ben, es entstehen Monopole und die 
Masse der Besitzlosen wächst stetig an. 
Das Kapital wird immer weiter in immer 
weniger Händen konzentriert. Für Marx 
ist der Kapitalismus also voller Wider-
sprüche, die notwendig zu seinem Ende 
führen.  
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Zur diesjährigen Bildungsfahrt 
machten sich die Jusos Rhein-
Sieg auf in die vorweihnachtli-
che "EU-Hauptstadt" Brüssel. 
Auf dem Programm stand dabei 
auch ein Gespräch mit dem 
sozialdemokratischen Europa-
abgeordneten für die Region 
Mittelrhein, Arndt Kohn, der in 
diesem Jahr für den ausgeschie-
denen Parlamentspräsidenten 
Martin Schulz ins Europäische 
Parlament nachgerückt ist. 
Kohn berichtete von seiner Ar-
beit als Parlamentarier und von 
den spezifischen Schwierigkei-
ten der Fraktionsarbeit im EU-
Parlament. Denn neben vielen 
Interessen der einzelnen Frak-
tionsmitglieder spielen hier 
auch Interessen der verschiede-
nen Mitgliedsstaaten mit in die 
komplizierte Entscheidungsfin-
dung hinein. Gleichzeitig ist das 
EU-Parlament (immer noch) 
kein Parlament im Sinne des 
Bundestages. So gibt es keine 
Regierung, die sich auf das Par-

lament stützt und auch ein Initi-
ativrecht für Gesetzesvorhaben 
fehlt. Der Abgeordnete unter-
stützte die Forderung nach den 
"Vereinigten Staaten von Euro-
pa", die SPD-Parteichef Martin 
Schulz kurz zuvor auf dem Bun-
desparteitag der SPD in Berlin 
aufgestellt hatte. Regeln wie 
etwa gegen Steuerflucht oder 
eine Ordnung der globalisierten 
Wirtschaft seien nur gemein-
sam zu schaffen. Mehr Zusam-
menarbeit in Europa nicht nur 
bei Wirtschaftsfragen, das ist 
auch die Vision der Jusos.  
 
Bei einem Besuch im Haus der 
europäischen Geschichte 
konnten die Teilnehmer*innen 
der Fahrt dann auch direkt erle-
ben, warum Europa ein so wich-
tiges Projekt ist. Die multimedi-
ale Ausstellung wirft einen Blick 
auf die Jahrhunderte europäi-
scher Entwicklung, die lange 
Zeit auch oder vor allem Krieg 
bedeute. Der Besuch des Brüs-
seler Plenarsaales im EU-
Parlament und ein Vortrag über 
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die Arbeitsweise, beispielswei-
se die wichtige Arbeit der Dol-
metscher*innen, rundete den 
ersten Tag ab, der anschlie-
ßend mit einem Bummel 
durch das Brüsseler Nachtle-
ben endete. 
 
Am zweiten Tag ging es zu-
nächst in die Europäische 
Kommission. Hier wurde 
nicht nur die Arbeitsweise 
dieser Institution vorgestellt, 
sondern auch über die euro-
päische Integration und die 
Fragen rund um den "Brexit" 
diskutiert. Zum Abschluss des 
Bildungsprogramms besuch-
ten die Jusos die Ständige 
Vertretung Deutschlands bei 
der EU, die die Schnittstelle 
zwischen der Bundesregie-
rung und den EU-Institutionen 
ist. 
 

 
 
Ein kurzes Video findet ihr auf 
unserer Facebookseite. 

Besuch im Europäischen Parlament 



 

 

 
 
 

 
 
 
 
 

 
Zwischen Reims und Paris liegen nur 
rund 100 Kilometer und doch sind es 
Welten, die die Arbeiterstadt und die 
Hauptstadt voneinander trennen. In 
seinem autobiografischen Werk 
„Rückkehr nach Reims“ erzählt der Sozio-
loge Didier Eribon, heute einer der füh-
renden französischen Intellektuellen, 
seine Geschichte und die Geschichte 
seiner Familie, einer Arbeiterfamilie aus 
Reims. Er erzählt die Geschichte von 
festgelegten Chancen und vorbestimm-
ten Lebenswegen, die er doch durch-
bricht. Durch die Verbindung von Autobi-
ografie und soziologischer Gesellschafts-
analyse gelingt es Eribon, die komplexen 
Verbindungen von Herkunft, Habitus, 
Lebenschancen, politischem Diskurs und 
Subjektkonstruktion anschaulich zu be-
schreiben. Kurz: Man braucht keinen 
Master in Soziologie, um wertvolle Er-
kenntnisse aus der Lektüre zu ziehen.  
 
Beachtung fand die „Rückkehr nach 
Reims“ vor allem als Beitrag zur Deutung 
des Erstarkens des Rechtspopulismus. 

Eribon liefert anhand des Wahlverhal-
tens der eigenen Eltern einen Erklä-
rungsansatz für den Zuspruch des Front 
National und den Bedeutungsverlust der 
politischen Linken. So wurden aus 
strammen Anhängern der kommunisti-
schen Partei Wähler des FN, dem es ge-
lungen sei, einen neuen Bedeutungsho-
rizont zu etablieren: Der Gegensatz ver-
läuft nicht mehr zwischen Arbeitern und 
„Bourgeois“, sondern zwischen Franzo-
sen und Ausländern.  
 
Es sei einmal dahingestellt, wie hoch der 
Anteil an Arbeitern in der Wählerschaft 
des FN tatsächlich ist. Seinen Erfolg al-
lein aus einem kollektiven Sich-Im-Stich-
Gelassen-Fühlen der Arbeiterklasse zu 
erklären, greift sicherlich zu kurz. Eribon 
gibt keine letzten Antworten und löst 
nicht in einem einzigen großen Wurf das 
Problem der politischen Linken auf, ar-
beitet aber am Beispiel der eigenen Fa-
miliengeschichte die bitteren Fragen 
heraus, die sich diese Linke stellen muss.    
   
Eindrucksvoll  analysiert Eribon, wie das 
heutige gesellschaftliche Sein auch das 
Sein von morgen und das Bewusstsein 
bedingt. Einmal Arbeiter, immer Arbeiter. 
Selbstverständnis und Bildungssystem 
reproduzieren die Klassengesellschaft 
bis heute. Dem eigenen Milieu ent-
kommt man nur schwer und löst sich nie 
ganz von dessen Habitus. Einen Weg der 
Loslösung beschreitet Eribon selbst, 
ohne sich von seiner Herkunft komplett 
abkoppeln zu können. In den intellektu-
ellen Kreisen von Paris bleibt der Arbei-
terjunge aus Reims immer doch irgend-
wie ein Fremder.                  Mario Dahm 

 

Rückkehr 
nach Reims 
 
Didier Eribon 
 
Suhrkamp 
18 Euro 
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„Immer müssen Millionen müßiger 
Weltstunden verrinnen, ehe eine 
wahrhaft historische, eine Sternstun-
de der Menschheit, in Erscheinung 
tritt.“  
 
Zuerst sollte ich vielleicht einmal sagen, 
warum ich dieses Buch überhaupt habe 
und warum ich mich dazu entschieden 
habe, es vorzustellen. Das Buch wurde 
mir zu meinem 16. Geburtstag von mei-
nem Vater geschenkt. Und ich habe 
mich dazu entschieden, es euch hier 
vorzustellen, weil es gut zu lesen und es 
kein „typisches“ Geschichtsbuch ist, son-
dern packend und mitreißend, nicht zu-
letzt durch die tagebuchähnliche 
Schreibweise.  Und damit wisst ihr auch 
im Groben, um was es in dem Buch 
geht: um geschichtsträchtige Momente.  
 
 
 

Zweig beschreibt z.B. durch die Augen 
Vasco Núñez de Balboa, dem Entdecker 
des Pazifischen Ozeans, welche Widrig-
keiten und Zufälle ihn zum Entdecker 
haben werden lassen. 
 
Als weiteres wird die Eroberung von By-
zanz aus Sicht der Eroberer und aus 
Sicht der Belagerten erzählt. Welche 
kriegerischen Neuerungen wurden er-
funden, um die gesicherte Stadt einneh-
men zu können und welche strategi-
schen Überlegungen haben die Europä-
er und die Byzantiner angestellt. Nur ein 
Zufall und eine Unachtsamkeit haben 
dazu geführt, dass die Stadt eingenom-
men wurde und die Geschichte sich wie-
der einmal verändert hat.  
 
Zudem wird zum Beispiel noch der 
Kampf um den Südpol beschrieben und 
Lebensabschnitte von berühmten Perso-
nen wie Goethe oder Händel behandelt. 
Es ist spannend, unserer Geschichte aus 
den verschiedenen Blickwinkeln zu fol-
gen und so einzutauchen in die damalige 
Epoche. Einzelschicksale vermitteln 
meist ein deutlich prägnanteres (und 
natürlich subjektiveres) Bild der Ge-
schehnisse als der nüchterne Blick in ein 
Geschichtsbuch.       Hanna Nora Meyer 
 

Sternstunden 
der Menschheit  

Vierzehn historische 
Miniaturen 

Stefan Zweig 
 
Fischer Verlag  
7,95 Euro 

Immer auf der Höhe mit  
unseren Juso-Lesezeichen 

Für Leseratten haben wir ein ganz neues Give-
away gestaltet: Unsere Lesezeichen mit Zitaten 
berühmter Sozialdemokrat*innen.  
 
Die Lesezeichen können auch gerne bei uns be-
stellt werden: jusos-rsk@gmx.de 
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Susanna Müller (17) 
aus Meckenheim 
 
„Politik betrifft mich doch 
nicht“, habe ich immer 
gedacht. Als ich jedoch 
vor etwa einem Jahr ange-
fangen habe, mich mit 
politischen Themen inten-
siver auseinanderzuset-
zen, habe ich verstanden, 
dass mich Politik sehr 
wohl betrifft. Denn Politik 
ist überall. 
 
Mit dieser Erkenntnis ha-
be ich beschlossen, dass 
ich die Wirkung und den 
Einfluss den Politik hat, 
nutzen möchte, um 
Deutschland gerechter zu 
gestalten. Folglich habe 
ich mich auf die Suche 
nach einer Partei ge-
macht, die entsprechende 
Ziele anstrebt. Die SPD 
hat mich überzeugt und 
ich freue mich darauf, 
Europa zu stärken und 
mich für mehr Weltoffen-
heit, Gerechtigkeit und 
Zusammenhalt einsetzen 
zu können.  
 
 
 
 
 

 
 
 
Saban Harmanci (19) 
aus Eitorf 
 
Nachdem ich 2012 nach 
Deutschland gekommen 
bin, hat mich Politik be-
sonders interessiert. Ich 
hatte schon Sympathie für  
die SPD, jedoch war ich 
noch kein Mitglied dieser 
Partei. Dann kam der 
Brexit, die AfD holte meh-
rere Erfolge bei den Land-
tagswahlen, Trump wurde 
zum US-Präsident ge-
wählt. Das war der Mo-
ment, wo ich mir gedacht 
habe, erst wenn ich mit-
mache, dann kann ich 
auch was bewegen.  
 
Seit Februar 2017 bin ich 
SPD-Mitglied und engagie-
re mich im Ortsverein 
Eitorf. Diese Entscheidung 
werde ich niemals bereu-
en und Tag für Tag lerne 
ich neue Sachen und be-
teilige mich aktiv an der 
Parteiarbeit. Das Gefühl, 
dass es noch hunderttau-
sende Menschen gibt, die 
das gleiche Ziel haben, 
motiviert mich immer 
mehr, mich politisch zu 
engagieren.  
 
 
 
 
 

Niklas Fauteck (29) 
aus Troisdorf 
 
Nach den Landtagswah-
len 2016, dem Brexit und 
der US-Präsidentschafts-
wahl wollte ich mich end-
lich engagieren, statt nur 
empörte Sprüche ins In-
ternet zu schreiben. Ich 
wollte bei den folgenden 
Wahlen nicht wieder mit 
mulmigem Gefühl vor 
dem Fernseher sitzen und 
mir von Jörg Schönenborn 
in der ARD auf einem 
Touchscreen das Ergebnis 
rechter, populistischer 
Parteien zeigen lassen 
und mich fragen müssen, 
warum ich eigentlich nicht 
wenigstens im Kleinen 
selbst was getan habe. Da 
ich vor allem die Überzeu-
gungen der SPD teile, war 
ich kurze Zeit später Par-
teimitglied und konnte 
mich seit dem Frühjahr 
schnell im Troisdorfer 
Ortsverein und bei den 
Jusos einbringen. Auch 
wenn die Wahlergebnisse 
in diesem Jahr enttäu-
schend waren, die  Wahl-
kämpfe mit den Genossen 
waren eine tolle Erfah-
rung. Ich freue mich, dass 
ich mich auch in Zukunft 
in der AG für soziale Ge-
rechtigkeit und unsere 
Zukunft in Freiheit und 
Toleranz einsetzen kann. 
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Hört die Signale:          
Junge Leute in die Räte! 
Kommunale Politik hat oft den Ruf des 
Langweiligen. Dabei werden vor Ort in 
Stadt- und Gemeinderäten viele wich-
tige Dinge entschieden. Kommunalpoli-
tik kümmert sich um Schulgebäude und 
deren Ausstattung, um Angebote für 
Kinder und Jugendlich, um Bauprojekte 
und Grünflächen, um Kinderbetreuung, 
Schulsozialarbeit, Stadtplanung und und 
und. Das sind alles Themenbereiche, die 
junge Menschen betreffen und in denen 
jungsozialistische Politik konkret umge-
setzt werden kann. Doch blickt man in 
Räte, dann sind diese vor allem über-
durchschnittlich alt und überdurch-
schnittlich männlich (überdurch-
schnittlich akademisch übrigens auch). 
Aufgabe der Jusos ist es deshalb vor 
allem, daran mitzuwirken, dass auch die 
Interessen junger Menschen in den 
kommunalen Gremien repräsentiert 
werden. In vielen Fraktionen und Räten 
ist das heute nicht oder kaum der Fall. 
Eine ausgewogene Altersstruktur aber 
ist wichtig. Dabei geht es nicht um „Jung 
gegen Alt“. Der Juso-Kreisverband hat es 

sich zur Aufgabe gemacht, bis zur Kom-
munalwahl 2020 ein umfangreiches 
Qualifizierungsprogramm für junge 
Kandidatinnen und Kandidaten der SPD 
Rhein-Sieg auf die Beine zu stellen (Infos 
folgen) und Jusos vor allem auch zu mo-
tivieren, bei der nächsten Wahl für ein 
kommunales Mandat zu kandidieren. 
Wer gerne mitgestalten und sich ein-
bringen möchte, sollte sich trauen, die-
sen Schritt zu gehen. Der Juso-
Kreisverband unterstützt dabei. Doch 
Jusos müssen nicht nur auf die Plakate, 
sondern auch auf aussichtsreiche Lis-
tenplätze. Die SPD kann es sich nicht 
mehr leisten, dieses Potential liegen zu 
lassen. 

 

Wer sich kommunalpolitisch weiterbil-
den möchte, dem empfehlen wir die 
Materialien der Friedrich-Ebert-
Stiftung, z.B.:  www.fes.de/
kommunalakademie/grundwissen-
kommunalpolitik/ 
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Juso-Bulli in Siegburg 

Aktion „Schulzzug“ mit den Jusos Brüssel in Troisdorf Kirmes-Tour in Eitorf 



 

 

Wahlkampf ist die Hochphase der politi-
schen Auseinandersetzung. Im zurück-
liegenden Jahr standen gleich zwei Wah-
len an; beide leider mit einem schlech-
ten Ergebnis für die SPD. Mit zwei eige-
nen Jungwähler*innen-Kampagnen ver-
suchten die Jusos, vor allem junge Leute 
im Rhein-Sieg-Kreis anzusprechen. Ne-
ben Kneipentouren in Siegburg, Trois-
dorf und Rheinbach, Aktionsständen 
(mit Einhorn), einer Tour bei „Rhein in 
Flammen“ und der Eitorfer Kirmes, fünf 

Erstwähler*innen-Treffen in beiden Bun-
destagswahlkreisen, einem Stopp des 
„Schulzzuges“ in Troisdorf und drei Akti-
onen mit dem Wahlkampf-Bulli der 
NRWJusos in Siegburg und an der Hoch-
schule in Sankt Augustin stand auch der 
kreative Online-Wahlkampf im Mittel-
punkt. Das von den Jusos Rhein-Sieg 
produzierte Video „Dorfkinder“ gewann 
sogar den Videowettbewerb der 
NRWSPD. 
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Bollerwagen-Tour „Rhein in Flammen“ Aktionsstand in Siegburg 

Kneipentour in Rheinbach 
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